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Ergänzend zum zeichnerischen Teil gelten folgende planungsrechtlichen Festset-
zungen und örtliche Bauvorschriften: 

1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 221)   

▪ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) 

▪ Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.06.2023 (GBl. S. 170) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 27.06.2023 (GBl. S. 229, 231) 

1.1 Gemeinbedarfsfläche „Feuerwehr“ (§ 9 (1) Nr. 5 BauGB) 

In der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Feuerwehr“ sind folgende 
Nutzungen zulässig: 

▪ Feuerwehrgerätehaus 

▪ Schlauchturm 

▪ Nebenräume wie Lager-, Technik-, Umkleide-, Aufenthalts- und Schulungsräume 
sowie sanitäre Anlagen wie Toiletten und Duschen 

▪ Nebenanlagen, Freiflächen, Stellplätze, Carports und Garagen 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist der Nutzungsschablone in der Planzeichnung zu 
entnehmen und wird bestimmt durch den angegebenen Wert der 

▪ Grundflächenzahl (GRZ) und  
▪ Höhe der baulichen Anlagen. 

1.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 18 BauNVO) 

1.1.1 Es gilt die in der Planzeichnung festgesetzte maximal zulässige Gebäudehöhe 
(GH).  

1.1.2 Als oberer Bezugspunkt für die Gebäudehöhe gilt der oberste Punkt des Gebäudes. 

1.1.3 Technisch bedingte Dachaufbauten (z.B. Anlagen für Lüftung, Klima, Technikbrü-
cken,) sowie Anlagen, die der regenerativen Energiegewinnung dienen, dürfen die 
festgesetzte Gebäudehöhe um bis zu 1,0 m überschreiten. 
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1.4 Grundflächenzahl (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 19 BauNVO) 

In der Gemeinbedarfsfläche „Feuerwehr“ darf die festgesetzte Grundflächenzahl 
durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO bis zu GRZ 1,0 überschritten werden.  

1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

Maßgebend für die überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sind die Bau-
grenzen im zeichnerischen Teil. 

1.6 Garagen, Carports und Stellplätze  
(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO)  

Oberirdische PKW-Stellplätze, Fahrradstellplätze, oberirdische Garagen und Car-
ports sind innerhalb der gesamten Gemeinbedarfsfläche auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen unter Maßgabe der Festsetzung unter Ziffer 1.8 zu-
lässig.  

1.7 Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 14 BauNVO) 

Nebenanlagen nach §§ 14 (1) und 2 BauNVO sind innerhalb der gesamten Gemein-
bedarfsfläche auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen unter Maß-
gabe der Festsetzung unter Ziffer 1.8 zulässig.   

1.8 Von Bebauung freizuhaltende Flächen (§ 9 (1) Nr. 10 BauGB) 

1.8.1 Auf der gemäß Planzeichnung festgesetzten Fläche, welche von Bebauung auf-
grund des Anbauverbots zur K 5113 freizuhalten ist, sind jegliche Stellplätze, Gara-
gen und Carports im Sinne des § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO nur mit ausdrücklicher Zustimmung der Straßenbauverwaltung zuläs-
sig.  

1.8.2 Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Fläche, die von Bebauung freizu-
halten ist, bedürfen Anlagen, welche gemäß LBO genehmigungsfrei sind, ebenfalls 
der Genehmigung der Straßenbauverwaltung.  

1.9 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

1.9.1 Wege- und Stellplatzflächen sowie deren Zufahrten sind in einer wasserdurchlässi-
gen Oberflächenbefestigung (z.B. Pflaster mit Rasenfugen, Schotterrasen, begrün-
tes Rasenpflaster) auszubilden. 

1.9.2 Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, sind mit ei-
ner wasserundurchlässigen Oberfläche zu befestigen. 

1.9.3 Die Außenbeleuchtung ist energiesparend, streulichtarm und insektenverträglich zu 
installieren (z. B. LED). Die Leuchten sind staubdicht und so auszubilden, dass eine 
Lichteinwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt. 

1.9.4 Der Einsatz von schwermetallhaltigen Materialien (z.B. Blei, Zink, Kupfer) im Dach- 
und Fassadenbereich ist nur zulässig, wenn sie beschichtet oder in ähnlicher Weise 
behandelt sind. 
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2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.06.2023 (GBl. S. 170) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 27.06.2023 (GBl. S. 229, 231) 

 

2.1 Dachgestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

2.1.1 Wellfaserzement, Dachpappe und glänzende oder reflektierende Materialien sind im 
gesamten Gebiet nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind Anlagen, die der sola-
ren Energiegewinnung dienen (Photovoltaik, Solartherme), und Fensterflächen.  

2.1.2 Anlagen, die der solaren Energiegewinnung dienen, (Photovoltaik, Solartherme) 
sind ausschließlich auf Dachflächen und über Stellplatzanlagen zulässig.  

2.2 Fassadengestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

Spiegelnde Materialien sind bei der Fassadengestaltung ausgeschlossen. Abwei-
chend hiervon sind Fensterflächen und Anlagen, die der regenerativen Energiege-
winnung dienen, zulässig. 

2.3 Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO)  

2.3.1 Maschendraht und Drahtzäune sind im kompletten Plangebiet nur mit Heckenhinter-
pflanzung zulässig.  

2.3.2 Die Verwendung von Stacheldraht ist im kompletten Plangebiet nicht zulässig. 

2.3.3 Einfriedungen aus Blech, Kunststoff und Glasbausteinen sind im kompletten Plange-
biet nicht zulässig. 

2.4 Vorgaben zur Gestaltung der Plätze für bewegliche Abfallbehälter         
(§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Abstellflächen wie Abfalltonnenplätze, Abfallplätze und Lagerplätze sind im komplet-
ten Plangebiet mit einem festen Sichtschutz und/oder einer dichten Bepflanzung ab-
zuschirmen und gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen.  

2.5 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind nicht zulässig.  
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3 HINWEISE 

3.1 Denkmalschutz 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutz-
behörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 - Archäologische 
Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist ein-
verstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird 
hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

3.2 Landwirtschaftliche Emissionen 

Das Bebauungsplangebiet grenzt an landwirtschaftliche Nutzflächen an. Daher kann 
es auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung zu Emissionen wie Gerüche, Stäube 
oder Geräuschen kommen, diese sind als ortsüblich hinzunehmen.  

 

 Freiamt, den  
 
 
 
 
 
 Hannelore Reinbold-Mench 
Bürgermeisterin  Planverfasser 

 
 
 

Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen und der örtlichen Bauvorschrif-
ten mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Gemeinderates der Gemeinde Freiamt 
übereinstimmen. 
 
 
 
Freiamt, den  
 
 
 
Hannelore Reinbold-Mench 
Bürgermeisterin 
 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Bekannt-
machung und somit Tag des Inkrafttretens 
ist der __.__.____ 
 
 
 
 
Freiamt, den  
 
 
 
Hannelore Reinbold-Mench 
Bürgermeisterin 
 

 


